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Vpl/014/2025 

 
 

 

  
 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Verkehrsausschuss 03.04.2025 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Sulzbacher Straße - zw. Rathenauplatz und Rudolphstraße 
Entschärfung einer Gefahrenstelle 

 
Anlagen: 

Straßenplan Vpl-Nr. 2.2487.2.1 

Sachverhalt (kurz): 

 
Aktuell beginnt in der Sulzbacher Straße stadteinwärts ab der Rudolphstraße ein 
Radfahrstreifen, der zunächst an einer Längsparkbucht und dann auf Höhe der 
Handwerkskammer an einer Schrägparkbucht vorbeiführt. Dieser Radfahrstreifen ist nur 1,25 m 
breit und somit deutlich zu schmal dimensioniert. Die angrenzende Fahrspur für Kraftfahrzeuge 
ist ebenfalls nur knapp über 3 m breit, es kommt regelmäßig zu Konflikten mit der 
Straßenbahn. 
 
Die beengten Platzverhältnisse führen zu Konflikten zwischen Radfahrenden, dem 
Kraftfahrzeugverkehr und der in Mittellage verlaufenden Straßenbahn. Radfahrende müssen 
aufgrund der sehr schmalen Breite des Radstreifens nah an den parkenden Fahrzeugen 
vorbeifahren, was das Risiko sogenannter "Dooring-Unfälle" erhöht. Diese entstehen, wenn 
Türen geparkter Autos plötzlich geöffnet werden und es zu schweren Zusammenstößen mit 
Radfahrenden kommt. Radfahrende fahren aufgrund dieser Gefahr häufig am äußersten linken 
Rand des Radfahrstreifens. Die an den Radfahrern vorbeifahrenden Fahrzeuge weichen aus 
diesem Grund in Richtung der Straßenmitte aus, wodurch die Gefahr von Berührungen mit 
Straßenbahnzügen besteht. 
 
Um diese Konflikte zu entschärfen und die Sicherheit zu erhöhen, ist mehr Platz erforderlich.  
 
Im Jahr 2025 soll die gesamte Decke der Sulzbacher Straße im betroffenen Abschnitt erneuert 
werden.  
 
Zuge der Maßnahme wird vorgeschlagen, die Längsparkbucht zu entfernen und die 
Schrägparkbucht in eine Längsparkbucht umzugewandeln. Der dadurch gewonnene Raum 
kommt allen Verkehrsteilnehmenden zugute.  
 
Der Radfahrstreifen wird verbreitert, um ausreichend Abstand zum fließenden Verkehr und zu 
den parkenden Autos zu schaffen. Zudem wird er rot eingefärbt, um ihn optisch hervorzuheben 
und die Sichtbarkeit zu erhöhen.  
 
Der Fahrstreifen für Kraftfahrzeuge wird breiter. Zusätzlich werden der Gehweg vor der 
Handwerkskammer und die Gleisabmarkierung verbreitert. Insgesamt schafft die Maßnahme 
mehr Abstand zwischen den verschiedenen Verkehrsmitteln, verringert so das Unfallrisiko und 
trägt zur Beschleunigung des ÖPNV bei. 
 
Die VAG wird die Haltestelle in der Sulzbacher Straße richtliniengemäß umbauen.In diesem 
Zuge wird im Bereich von der Harmoniestraße bis zur Haltestelle, kurz vor dem Rathenauplatz, 
durch die VAG ein Bordstein zur Absicherung der Gleise und zur Stabilisierung des 
Straßenbahnbetriebs gesetzt.  
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Im Rahmen des Umbaus der Bedarfshaltestelle am Rathenauplatz wird die Spuraufteilung im 
Zulauf Sulzbacher Straße angepasst. Die beiden Linksabbiegespuren Richtung Süden bleiben 
erhalten, während die Verkehrsströme in Richtung Innenstadt, Vestnertorgraben und nach 
Norden zunächst auf einem Fahrstreifen zusammengeführt werden. Kurz vor der Ampel teilt 
sich dieser dann in zwei Fahrstreifen auf. Die Ummarkierungen werden im Rahmen der 
Deckenerneuerung stattfinden und lösen keine zusätzlichen Kosten aus.  
 
Die Anzahl der Stellplätze für Kraftfahrzeuge auf öffentlichem Grund reduziert sich von 40 auf 
23. Gleichzeitig entstehen neue Abstellmöglichkeiten für Fahrräder: Statt bisher 12 können 
künftig 20 Fahrräder abgestellt werden. Die beiden Parkplätze für E-Fahrzeuge samt der 
Ladesäule bleiben erhalten. Es wird weder Fläche versiegelt noch entsiegelt.  
 
Die Gesamtkosten der Maßnahme, ohne den Haltestellenumbau und den Bordstein zur 
Abgrenzung der Gleise (VAG), belaufen sich auf etwa 520.000 Euro. Sofern Umverlegungen 
von Leitungstrassen erforderlich werden, entstehen zusätzliche optionale Kosten von rund 
67.000 Euro. Die jährlichen Folgekosten werden auf etwa 3.000 Euro geschätzt. Die 
Finanzierung erfolgt voraussichtlich sowohl aus dem Radwegeetat als auch aus 
Unterhaltsmitteln. Ziel ist es, die Planung im Jahr 2025 umzusetzen. Die Maßnahmen sind so 
konzipiert, dass sie unabhängig vom Schienenersatzverkehr durchgeführt werden können. 
 
 

1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten 520.000 € Folgekosten 3.000 € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv 520.000 € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 
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Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 

(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 

 

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Die Verkehrssicherheit für den Radverkehr wird deutlich erhöht.  

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)  

   SÖR 

   VB 

   VAG 
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Beschlussvorschlag: 

 
Der Verkehrsausschuss beschließt den Straßenplan Sulzbacher Straße, Vpl-Plan Nr. 
2.2487.2.1 vom 14.03.2023 mit letzter Änderung vom 08.01.2025 und beauftragt die 
Verwaltung, die Finanzierung und Umsetzung vorzubereiten. 
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